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Zulassungsordnung für den Bachelorstudiengang 

„Arbeitsmarkt und Beratung“  
in der Fassung des Beschlusses des Senats vom 24.09.2025 

Auf der Grundlage von § 6 Abs. 6 Nr. 2 der Grundordnung hat der Senat am 24.09.2025 diese 
Zulassungsordnung (ZO) beschlossen. Sie wurde am 08.05.2026 durch den Vorstand der 

Bundesagentur für Arbeit genehmigt.  
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§ 1 Anwendungsbereich 
Die vorliegende Zulassungsordnung regelt die Vergabe von Studienplätzen im weiterbildenden 
Bachelorstudiengang „Arbeitsmarkt und Beratung“ an der Hochschule der Bundesagentur für 
Arbeit (HdBA).  

§ 2 Zugangsvoraussetzungen 
(1) Zum Studium im weiterbildenden Bachelorstudiengang „Arbeitsmarkt und Beratung“ 

kann zugelassen wer: 
1. eine Hochschulzugangsberechtigung gemäß § 58 Landeshochschulgesetz Baden-

Württemberg (LHG BW) besitzt 
und jeweils zusätzlich: 

2. eine abgeschlossene Berufsausbildung in einem der folgenden Referenzberufe 
nachweist 

- Fachangestellte bzw. Fachangestellter für Arbeitsmarktdienstleistungen, 
- Sozialversicherungsfachangestellte bzw. Sozialversicherungsfachangestellter 

(alle Fachrichtungen), 
- Verwaltungsfachangestellte bzw. Verwaltungsfachangestellter (alle 

Fachrichtungen),  
oder eine vergleichbare Berufsausbildung nachweist, die hinsichtlich der 
erworbenen Kompetenzen in Umfang und Inhalt den in Absatz 1 Nummer 2 
genannten Referenzberufen im Wesentlichen entsprechen, sodass die Voraus-
setzungen für eine pauschale Anrechnung im Umfang des ersten Studienjahres 
erfüllt werden. Über die Gleichwertigkeit der Kompetenzen entscheidet die 
Hochschule im Rahmen einer Einzelfallprüfung. 
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3. die Abschlussnote der zuständigen Stelle für Berufsausbildung von 2,4 oder besser 
erreicht hat, 

4. mindestens drei Jahre hauptberufliche, einschlägige Berufserfahrung in einem der 
genannten Ausbildungs- bzw. Berufsfelder nach Ausbildungsabschluss nachweist. 

(2) Die Zulassung steht jeweils unter dem Vorbehalt des Abschlusses eines Vertrags 
zwischen der Bewerberin bzw. dem Bewerber und der Bundesagentur für Arbeit. 

§ 3 Einzureichende Zulassungsunterlagen 
(1) Die Bewerberin oder der Bewerber stellt einen formellen Antrag auf Zulassung nebst 

schriftlicher Erklärung darüber, dass die Studienbewerberin oder der Studienbewerber 
im weiterbildenden Bachelorstudiengang „Arbeitsmarkt und Beratung“ oder in in- oder 
ausländischen Studiengängen mit im Wesentlichen gleichen Inhalten den Prüfungs-
anspruch nicht verloren hat und sich nicht in einem laufenden Prüfungsverfahren in 
diesen Studiengängen befindet. 

(2) Dem Zulassungsantrag sind beizufügen: 
a) amtlich beglaubigte Kopien der erworbenen Berufsabschlusszeugnisse als 

Nachweise über das Bestehen der Abschlussprüfung und der Note der 
Abschlussprüfung. 

b) Lebenslauf als Dokumentation der bisherigen berufspraktischen Tätigkeit. Zur 
Beurteilung der Einschlägigkeit der Berufserfahrungen können die Bewerberinnen 
und Bewerber ergänzende Nachweise einreichen.  

§ 4 Zulassungszahlen 
Die Zahl der Studienanfängerinnen und Studienanfänger wird jährlich vom Vorstand der 
Bundesagentur für Arbeit in Abstimmung mit der Hochschule festgesetzt. 

§ 5 Zulassungskommission Bachelor 
(1) Für die Durchführung des Zulassungsverfahrens wird eine Zulassungskommission für 

die Bachelorstudiengänge gebildet, deren Mitglieder von der Rektorin oder vom Rektor 
bestimmt werden. 

(2) Der Zulassungskommission Bachelor gehören eine Professorin als Vorsitzende bzw. ein 
Professor als Vorsitzender, eine weitere Professorin bzw. ein weiterer Professor oder 
eine akademische Mitarbeiterin bzw. ein akademischer Mitarbeiter und eine sonstige 
Mitarbeiterin bzw. ein sonstiger Mitarbeiter der Hochschule an.  

§ 6 Auswahl der Bewerberinnen und Bewerber 
(1) Voraussetzung für die Aufnahme in das Zulassungsverfahren der Hochschule ist eine 

positiv verlaufene Auswahl nach einem zwischen der Hochschule und der Bundes-
agentur für Arbeit abgestimmten Verfahren.  

(2) Die Auswahl der Bewerberinnen und Bewerber erfolgt aufgrund ihrer Eignung für den 
jeweils vorgesehenen Studiengang (Studierfähigkeit). 

(3) Die für den jeweiligen Studiengang geeigneten Bewerberinnen und Bewerber werden 
auf Grundlage der übermittelten Daten und Ergebnisse des Auswahlverfahrens ermittelt. 
Die Zulassungskommission dokumentiert ihr Verfahren in nachvollziehbarer Weise.  

(3) Die Hochschule meldet die zum Studium geeigneten Studierenden, sowie die nicht zum 
Studium geeigneten Personen an die zuständige Organisationseinheit der Bundes-
agentur für Arbeit.  

§ 7 Inkrafttreten 
Diese Ordnung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. 
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